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Zweckverband zur Wasserversorgung der Isar-Gruppe I; 
Bericht über die Prüfung der Jahresabschlüsse und der Lageberichte 2017 und 2018 
 

Bekanntmachung 
des geprüften Jahresabschlusses 2017 

(gem. § 25 Abs. 4 EBV) 
 
Die Verbandsversammlung hat am 09.06.2020 nach erfolgter Prüfung durch den Bayer. 
Kommunalen Prüfungsverband lt. Bericht vom 12.11.2019 den Jahresabschluss für das 
Wirtschaftsjahr 2017 gem. § 25 Abs. 3 EBV vom 29.05.1987, zuletzt geändert durch VO vom 
05.08.1993, festgestellt. 
 

Jahr 
Bilanzsumme 

Euro 
Jahresgewinn 

Euro 

2017 7.757.194,73 - 60.845,35 

 
Der Bestätigungsvermerk vom 12.11.2019 des Bayerischen Kommunalen Prüfungsverbandes für 
das Jahr 2017 lautet: 
"Wir haben den Jahresabschluss - bestehend jeweils aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung 
sowie Anhang - unter Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht des Zweckverbands zur 
Wasserversorgung der Isar Gruppe I für das Wirtschaftsjahr vom 01.01. bis 31.12.2017 geprüft. 
Durch Art. 107 Abs. 3 Satz 2 GO wurde der Prüfungsgegenstand erweitert. Die Prüfung erstreckt 
sich daher auch auf die wirtschaftlichen Verhältnisse des Zweckverbandes i.S. von § 53 Abs. 1 Nr. 
2 HGrG. Die Buchführung und die Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebericht nach den 
deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und ergänzenden landesrechtlichen Vorschriften und 
den Bestimmungen der Verbands- und Betriebssatzung und die wirtschaftlichen Verhältnisse des 
Zweckverbandes liegen in der Verantwortung der Werkleitung des Zweckverbandes. Unsere 
Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den 
Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung und über den Lagebericht sowie über die 
wirtschaftlichen Verhältnisse des Zweckverbandes abzugeben. 
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung entsprechend § 317 HGB und Art. 107 Abs. 3 Satz 2 
GO unter Beachtung der KommPrV und der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prüfung 
so zu planen und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung 
des durch den Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden und dass mit hinreichender 
Sicherheit beurteilt werden kann, ob die wirtschaftlichen Verhältnisse des Zweckverbandes Anlass 
zu Beanstandungen geben. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse 
über die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld des 
Zweckverbandes sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der 
Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie 
Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend auf 
der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten 
Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzungen der Werkleitung des 
Zweckverbandes sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts. Die Prüfung der wirtschaftlichen Verhältnisse haben wir darüber hinaus 
entsprechend den vom IDW festgestellten Grundsätzen zur Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der 
Geschäftsführung und der wirtschaftlichen Verhältnisse gemäß § 53 HGrG vorgenommen. Wir sind 
der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurteilung 
bildet. 
Vor dem Hintergrund der auf dieser Grundlage gewonnenen Erkenntnisse bestätigen wir nach § 7 
Abs. 4 Nr. 2 und 3 KommPrV: 
Die Buchführung und der Jahresabschluss entsprechen nach unserer pflichtgemäßen Prüfung den 
Rechtsvorschriften und der Verbands- und Betriebssatzung. Der Jahresabschluss vermittelt unter 
Beachtung der Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
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entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage. Der Lagebericht steht im Einklang 
mit dem Jahresabschluss, entspricht den gesetzlichen Vorschriften, vermittelt insgesamt ein 
zutreffendes Bild von der Lage des Zweckverbands und stellt die Chancen und Risiken der 
zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. Die wirtschaftlichen Verhältnisse wurden geprüft; sie sind 
durch die Vorgaben des KAG geprägt und geben keinen Anlass zu Beanstandungen." 
 
München, den 12.11.2019 
Bayerischer Kommunaler 
Prüfungsverband  
Wiedemann 
Wirtschaftsprüfer“ 
 
Das Jahresergebnis 2017 wird gemäß Beschluss der Verbandsversammlung auf das neue 
Wirtschaftsjahr vorgetragen. 
Der Jahresabschluss und Lagebericht liegen 7 Tage in der Geschäftsstelle des Zweckverbandes 
zur Wasserversorgung der Isargruppe I, Ohu, Wasserwerkstraße 1, 84051 Essenbach öffentlich 
aus. 
 
Ohu, den 10.06.2020 
Zweckverband zur Wasserversorgung 
              der Isargruppe I, Ohu 
Körperschaft des Öffentlichen Rechts 
gez. 
Strauß, 1. Vorsitzender  
 
 

Bekanntmachung 
des geprüften Jahresabschlusses 2018 

(gem. § 25 Abs. 4 EBV) 
 
Die Verbandsversammlung hat am 09.06.2020 nach erfolgter Prüfung durch den Bayer. 
Kommunalen Prüfungsverband lt. Bericht vom 12.11.2019 den Jahresabschluss für das 
Wirtschaftsjahr 2018 gem. § 25 Abs. 3 EBV vom 29.05.1987, zuletzt geändert durch VO vom 
05.08.1993, festgestellt. 
 

Jahr 
Bilanzsumme 

Euro 
Jahresgewinn 

Euro 

2018 6.598.979,80 - 484.817,05 

 
Der Bestätigungsvermerk vom 12.11.2019 des Bayerischen Kommunalen Prüfungsverbandes für 
das Jahr 2018 lautet: 
 
,,Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers: 
An den Zweckverband zur Wasserversorgung der Isargruppe 1  
Vermerk über die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts 
 
Prüfungsurteile  
Wir haben den Jahresabschluss des Zweckverbands zur Wasserversorgung der Isargruppe I, Ohu, 
- bestehend aus der Bilanz zum 31.12.2018 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das 
Wirtschaftsjahr vom 01.01.2018 bis zum 31.12.2018 sowie dem Anhang, einschließlich der 
Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden - geprüft. Darüber hinaus haben wir den 
Lagebericht des Zweckverbands der Isargruppe I für das Wirtschaftsjahr vom 01.01.2018 bis zum 
31.12.2018 geprüft.  
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse bestätigen wir 
nach § 7 Abs. 4 Nr. 2 und 3 KommPrV:  
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Die Buchführung und der Jahresabschluss entsprechen nach unserer pflichtgemäßen Prüfung den 
Rechtsvorschriften und der Verbands- und Betriebssatzung. Der Jahresabschluss vermittelt unter 
Beachtung der Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage. Der Lagebericht steht im Einklang 
mit dem Jahresabschluss, entspricht den gesetzlichen Vorschriften, vermittelt insgesamt jeweils 
ein zutreffendes Bild von der Lage des Zweckverbands und stellt die Chancen und Risiken der 
zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.  
 
Grundlage für die Prüfungsurteile  
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts entsprechend § 317 HGB 
und Art. 107 Abs. 3 Satz 2 GO unter Beachtung der KommPrV und der vom Institut der 
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt 
„Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts" unseres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem 
Zweckverband unabhängig in Übereinstimmung mit den kommunalrechtlichen Vorschriften und 
haben unsere Pflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der 
Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um 
als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen. 
 
Sonstige Informationen 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Werkausschusses für den 
Jahresabschluss und den Lagebericht  
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den 
Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, 
dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- 
und Ertragslage des Zweckverbands vermitteln. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter 
verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen 
Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung 
eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen - beabsichtigten oder 
unbeabsichtigten - falschen Darstellungen ist.  
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die 
Fähigkeit des Zweckverbands zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des 
Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür 
verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegeben-
heiten entgegenstehen.  
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der 
insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Zweckverbands vermittelt sowie in allen 
wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den Vorschriften der 
Eigenbetriebsverordnung entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen und 
Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines 
Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden Vorschriften der 
Eigenbetriebsverordnung zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die 
Aussagen im Lagebericht erbringen zu können.  
Der Werkausschuss ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses des 
Zweckverbands zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. 
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts  
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als 
Ganzes frei von wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - falschen Darstellungen ist, 
und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Zweckverbands 
vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der 
Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den Vorschriften der 
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Eigenbetriebsverordnung Bayern entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen 
Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere 
Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet.  
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in 
Übereinstimmung mit§ 317 HGB und Art. 107 Abs. 3 Satz 2 GO unter Beachtung der KommPrV 
und der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung 
stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und 
werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie 
einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts 
getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen.  
Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische 
Grundhaltung. Darüber hinaus 
 

- identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher - beabsichtigter oder unbeabsichtigter - 
falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im Lagebericht, planen und führen 
Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch und erlangen Prüfungsnachweise, die 
ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das 
Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei Verstößen höher 
als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, 
beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner 
Kontrollen beinhalten können. 
 

- gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung der Jahresabschlüsse relevanten internen 
Kontrollsystem und den für die Prüfung der Lageberichte relevanten Vorkehrungen und 
Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen 
angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme 
des Zweckverbands abzugeben. 

 

- beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten 
Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern 
dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben.  

 

- ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Vertretern 
angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit sowie, 
auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im 
Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der 
Fähigkeit des Zweckverbands zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. 
Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir 
verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im 
Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser 
jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der 
Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. 
Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass der Zweckverband 
seine Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann.  

 

- beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses 
einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrundeliegenden 
Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Zweckverbands vermittelt.  

 

- beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine 
Gesetzesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage des Zweckverbands. 

 

- führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten 
zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter 
Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben von 
den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen die 
sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein 
eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den 
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zugrundeliegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares 
Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen. 

 
Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Umfang 
und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich 
etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung feststellen. 
 
Sonstige gesetzliche und andere rechtliche Anforderungen  
Erweiterung der Jahresabschlussprüfung gemäß § 7 Abs. 4 Nr. 2 KommPrV  
 
Aussage zu den wirtschaftlichen Verhältnissen  
Wir haben uns mit den wirtschaftlichen Verhältnissen des Zweckverbands i.S. von § 53 Abs. 1 Nr. 
2 HGrG im Wirtschaftsjahr vom 01.01.2018 bis zum 31.12.2018 befasst.  
Auf Basis unserer durchgeführten Tätigkeiten bestätigen wir zu den wirtschaftlichen Verhältnissen 
nach § 7 Abs. 4 Nr. 2 KommPrV:  
Die wirtschaftlichen Verhältnisse wurden geprüft; sie geben keinen Anlass zu Beanstandungen. 
Ohne diese Beurteilung einzuschränken weisen wir darauf hin, dass die Ertragslage von den 
Vorgaben des KAG bestimmt ist.  
 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter  
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die wirtschaftlichen Verhältnisse des 
Zweckverbands sowie für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie dafür als 
notwendig erachtet haben.  
 
Verantwortung des Abschlussprüfers 
Unsere Tätigkeit haben wir entsprechend dem IDW-Prüfungsstandard: Berichterstattung über die 
Erweiterung der Abschlussprüfung nach§ 53 HGrG (IDW PS 720), Fragenkreise 11 bis 16, 
durchgeführt.  
Unsere Verantwortung nach diesen Grundsätzen ist es, anhand der Beantwortung der Fragen der 
Fragenkreise 11 bis 16 zu würdigen, ob die wirtschaftlichen Verhältnisse zu wesentlichen 
Beanstandungen Anlass geben. Dabei ist es nicht Aufgabe des Abschlussprüfers, die sachliche 
Zweckmäßigkeit der Entscheidungen der gesetzlichen Vertreter und die Geschäftspolitik zu 
beurteilen. 
 
München, den 12.11.2019 
Bayerischer Kommunaler 
Prüfungsverband  
Gez. 
Wiedemann 
Wirtschaftsprüfer“ 
 
Das Jahresergebnis 2018 wird gemäß Beschluss der Verbandsversammlung auf das neue 
Wirtschaftsjahr vorgetragen. 
Der Jahresabschluss und Lagebericht liegen 7 Tage in der Geschäftsstelle des Zweckverbandes 
zur Wasserversorgung der Isargruppe I, Ohu, Wasserwerkstraße 1, 84051 Essenbach öffentlich 
aus. 
 
Ohu, den 10.06.2020 
Zweckverband zur Wasserversorgung 
              der Isargruppe I, Ohu 
Körperschaft des Öffentlichen Rechts 
gez. 
Strauß, 1. Vorsitzender  
 
(Nr. 20-9640.2 vom 25.06.2020) 
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Zweckverband zur Wasserversorgung der Pfettrach-Gruppe; 
Neufassung der Geschäftsordnung 
 

Geschäftsordnung 
 
Der Zweckverband zur Wasserversorgung der Pfettrach Gruppe, Arth - Am Kirchberg 3, 84095 
Furth gibt sich aufgrund Art. 26 Abs. 1 KommZG in Verbindung mit Art. 45 Abs. 1 GO und § 10 der 
Verbandssatzung durch Beschluss der Verbandsversammlung vom 15.06.2020 die folgende  
 

Geschäftsordnung (GeschO): 
 
I. Die Verbandsversammlung und ihre Ausschüsse 
 

§ 1 
Verbandsversammlung 

Die Verbandsversammlung nimmt die Aufgaben des Zweckverbandes nach Art. 34 Abs. 2 
KommZG und § 10 der Verbandssatzung wahr. 
 

§ 2 
Verbandsausschuss 

(1) Der Verbandsausschuss erledigt alle Angelegenheiten des Zweckverbandes, die nicht der 
Verbandsversammlung oder dem/der Verbandsvorsitzenden vorbehalten oder einem anderen 
Ausschuss zur Beschlussfassung zugewiesen sind. 

(2) Der Verbandsausschuss erledigt die ihm übertragenen Aufgaben abschließend, soweit nicht 
der/die Verbandsvorsitzende, sein/e ihr/e Stellvertreter/in im Ausschuss, ein Drittel der 
stimmberechtigten Mitglieder oder ein Viertel der Mitglieder der Verbandsversammlung die 
Nachprüfung durch die Verbandsversammlung beantragt. Der Antrag muss schriftlich gestellt 
werden und spätestens am 7. Tag nach der Ausschusssitzung bei dem/der Verbandsvorsitzenden 
eingehen. Beschlüsse, die Rechte Dritter berühren, dürfen deshalb frühestens am 9. Tag nach der 
Beschlussfassung des Ausschusses dem Dritten bekannt gegeben werden. 

(3) Der Verbandsausschuss berät bei Bedarf alle Angelegenheiten vor, die der Beschlussfassung 
durch die Verbandsversammlung vorbehalten sind. 

(4) Die Verbandsversammlung bestellt auf Vorschlag der Verbandsmitglieder aus ihrer Mitte die 
Mitglieder der Ausschüsse und für jedes Ausschussmitglied eine/n Stellvertreter/in, der/die bei 
Verhinderung des Ausschussmitgliedes eintritt. Eine Vertretung durch einen anderen Verbandsrat 
ist unzulässig. 
 

§ 3 
Weitere Ausschüsse 

(1) Die Verbandsversammlung kann Ausschüsse jederzeit bilden und auflösen. 
 

§ 4 
Verbandsräte 

(1) Den Verbandsräten stehen in Verbandsangelegenheiten Befugnisse außer der Teilnahme an 
der Verbandsversammlung nur zu, wenn und soweit ihnen bestimmte Angelegenheiten 
ausdrücklich übertragen werden. 

(2)  Über die Gewährung von Akteneinsicht an Verbandsräte und deren Stellvertreter/innen 
entscheidet der/die Verbandsvorsitzende nach pflichtgemäßem Ermessen. 

(3)  Verbandsräte können bei den Sitzungen eines Ausschusses, dem sie nicht angehören, als 
Zuhörer anwesend sein, auch wenn die Sitzung nicht öffentlich ist. Ein Mitspracherecht steht ihnen 
nicht zu. 

(4) Ist ein Verbandsrat gemäß Art. 26 Abs. 1 KommZG/Art. 49 GO wegen Befangenheit von 
Beratungen und Abstimmungen ausgeschlossen, so muss er den Sitzungsraum verlassen, wenn 
Beratung und Abstimmung in nicht öffentlicher Sitzung erfolgen. Dies gilt auch für die 
Entscheidung über die Voraussetzungen des Ausschlusses. 
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II. Der/ Die Verbandsvorsitzende und seine/ihre Befugnisse 
 

§ 5 
Verbandsvorsitzende/r 

(1) Der/Die Verbandsvorsitzende bereitet die Sitzungsgegenstände der Verbandsversammlung vor 
und vollzieht deren Beschlüsse, soweit der Vollzug nicht anderen übertragen ist. Falls er/sie ihr 
Beschlüsse als rechtswidrig beanstandet und den Vollzug aussetzt, hat er/sie die 
Verbandsversammlung in der nächsten Sitzung zu verständigen. 

(2) Der/Die Verbandsvorsitzende erledigt in eigener Zuständigkeit die laufenden Angelegenheiten, 
die für den Verband keine grundsätzliche Bedeutung haben und keine erheblichen Verpflichtungen 
erwarten lassen. Laufende Angelegenheiten sind insbesondere: 

1. nach gesetzlichen Vorschriften, Satzungen, Tarifen, Ordnungen und dergleichen 
abzuschließende Geschäfte des täglichen Verkehrs, 

2. im täglichen Verkehr sonst abzuschließende Kauf-, Miet-, Pacht-, Werk-, Dienst- und 
Gestattungsverträge, 

3.sonstige Geschäfte, die einen Geldwert von 10.000,00 Euro im Einzelfall nicht übersteigen, oder 
wiederkehrende Verpflichtungen, sofern die Gesamtverpflichtung 15.000,00 Euro nicht übersteigt. 

4. Vergaben von Bauaufträgen, soweit sie den Betrag von 10.000,00 Euro im Einzelfall nicht 
übersteigen. 

(3) Der/Die Verbandsvorsitzende hat das Gesamtunternehmen in Planung, Bau, Betrieb und 
Verwaltung zu überwachen. 

(4) Der/Die Verbandsvorsitzende ist befugt, Unterhaltungs- und Instandsetzungsarbeiten im 
Einzelfall bis zum Betrag von 10.000,00 Euro in Auftrag zu geben. 
 

§ 6 
Kassen und Rechnungswesen 

(1) Der/Die Verbandsvorsitzende ist zur Aufnahme von Kassenkrediten im Rahmen des 
haushaltsmäßig festgesetzten Höchstbetrages befugt. 

(2) Er/Sie hat sich laufend über den Zustand und die Führung der Verbandskasse zu unterrichten. 
Die regelmäßigen Kassenprüfungen obliegen dem/der Verbandsvorsitzenden; die unvermuteten 
Kassenprüfungen sind vom örtlichen Rechnungsprüfungsausschuss vorzunehmen. 
 

§ 7 
Übertragung von Befugnissen 

(1) Dem/Der Verbandsvorsitzenden stehen für seine/ihre Geschäfte die Bediensteten des 
Zweckverbandes zur Seite. 

(2)  Der/Die Verbandsvorsitzende kann seine/ihre Befugnisse in Angelegenheiten der laufenden 
Verwaltung und der technischen Betriebsführung sowie beim Vollzug der Beschlüsse der 
Verbandsversammlung allgemein für näher bezeichnete Aufgabenkreise oder von Fall zu Fall für 
einzelne Angelegenheiten dem/der Geschäftsleiter/in oder anderen Verbandsbediensteten 
übertragen und insoweit Zeichnungsbefugnis erteilen. 

(3) Soweit Verpflichtungserklärungen für den Zweckverband im Einzelfall nicht erheblich sind, kann 
der/die Geschäftsleiter/in von dem/der Verbandsvorsitzenden allgemein oder im Einzelfall 
bevollmächtigt werden; dies gilt nicht für die Verpflichtung zu wiederkehrenden Leistungen. 
 

§ 8 
Geschäftsstelle 

(1) Die Geschäftsstelle des Zweckverbandes unterstützt die Verbandsorgane und erledigt die 
Büroarbeiten für Verwaltung und Betrieb des Zweckverbandes. Die Geschäftsstelle untersteht den 
Weisungen des/der Verbandsvorsitzenden und wird von dem/der Geschäftsleiter/in verantwortlich 
geführt. 
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(2) Bei der Durchführung der Verbandsaufgaben obliegen unbeschadet der Befugnisse des 
Verbandsvorsitzenden die Angelegenheiten der verwaltungsmäßigen und kaufmännischen 
Geschäftsführung (Verwaltung) dem/der Geschäftsleiter/in. 
 

§ 9 
Geschäftsleiter/in 

(1) Der/Die Geschäftsleiter/in ist für die verwaltungsmäßige und kaufmännische Erledigung der 
Verbandsaufgaben verantwortlich. Er/Sie unterstützt den Verbandsvorsitzenden in allen 
seinen/ihren Aufgaben. Unbeschadet der Zuständigkeit des/der Verbandsvorsitzenden besorgt 
er/sie insbesondere die rechtzeitige Vorbereitung der Sitzungen der Verbandsversammlung und 
ihrer Ausschüsse und stellt die Erledigung der Beschlüsse fest. 

(2) Die Obliegenheiten des/der Geschäftsleiters/in ergeben sich aus dieser Geschäftsordnung, der 
Betriebsordnung, der Dienstordnung, seinem/ihrem Dienstvertrag und aus den allgemeinen und 
besonderen Anordnungen der Verbandsversammlung. Insbesondere obliegt ihm/ihr der allgemeine 
Sitzungsdienst für die Verbandsversammlung und ihrer Ausschüsse. Er/Sie hat ferner die 
Tagesordnung unter Berücksichtigung vorliegender Anträge frühzeitig zusammenzustellen und 
Einladungsschreiben rechtzeitig zu erstellen. Der/Die Geschäftsleiter/in trägt dafür Sorge, dass 
dem/der Verbandsvorsitzenden eine Woche vor jeder Sitzung für sämtliche Tagesordnungspunkte 
schriftliche Vormerkungen mit Empfehlungen für die Entscheidung vorliegen. Er/Sie führt die 
Sitzungsniederschriften, falls der/die Verbandsvorsitzende im Einzelfall keine/n andere/n 
Schriftführer/in bestimmt hat. 

(3) Der/Die Geschäftsleiter/in bearbeitet die Personalangelegenheiten und führt die Personalakten. 
Er/Sie wirkt bei allen arbeitsrechtlichen Entscheidungen mit. 

(4) Im Vollzug von Beschlüssen der Verbandsversammlung ist der/die Geschäftsleiter/in befugt, 
Bestellungen und Aufträge sofort zu erteilen, wenn die Angebotssumme den Betrag von 5.000 
Euro im Einzelfall nicht übersteigt und die Angelegenheit einer raschen Erledigung bedarf. Er/Sie 
unterrichtet unverzüglich den/die Verbandsvorsitzende/n. 

(5) Der/Die Geschäftsleiter/in bereitet schriftliche Verträge aller Art vor und besorgt die 
verwaltungsmäßige Abwicklung. Das Gleiche gilt für die Regulierung von Schadensfällen. 

(6) Der/Die Geschäftsleiter/in ist nicht berechtigt, seine Befugnisse selbstständig auf andere zu 
übertragen. 

(7) Der/Die Geschäftsleiter/in ist gegenüber den anderen Bediensteten des Zweckverbandes 
weisungsbefugt. 

(8) Der/Die Geschäftsleiter/in ist befugt, im Rahmen der verfügbaren Mittel Anschaffungen von 
Geschäftsbedarf im Einzelfall bis zum Höchstbetrag von 2.000 Euro selbstständig zu tätigen und 
insoweit auch Auszahlungsanordnungen an die Verbandskasse zu erteilen, soweit Mittel im 
Wirtschaftsplan konkret vorgesehen sind. 

(9) Der/Die Geschäftsleiter/in hat dem/der Verbandsvorsitzenden regelmäßig halbjährlich über die 
Entwicklung der Erträge und Aufwendungen und über die Entwicklung des Wirtschaftsplanes zu 
berichten. 
 
III. Geschäftsgang 

 
§ 10 

Geschäftsgang; Vorbereitung der Verbandsversammlung 
(1) Verbandsversammlung, Verbandsausschuss und Verbandsvorsitzende/r sorgen für den 
ordnungsgemäßen Gang der Geschäfte, insbesondere für den Vollzug der gesetzlichen 
Vorschriften und die Durchführung der staatlichen Anordnungen. 

(2) Die Verbandsversammlung beschließt in Sitzungen. Eine mündliche/fernmündliche 
Beschlussfassung ist ausgeschlossen. Eine Beschlussfassung im dokumentierfähigen 
elektronischen Umlaufverfahren (E-Mail etc.) ist zulässig, soweit die betroffenen 
Entscheidungsträger diesem Verfahren vorher schriftlich zugestimmt haben und die Entscheidung 
dringend ist. 
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(3) Die Mitglieder der Verbandsversammlung sind verpflichtet, an den Sitzungen und 
Abstimmungen teilzunehmen. Im Falle ihrer Verhinderung sorgen sie für die Teilnahme ihres/r 
Stellvertreters/in. Wenn beide verhindert sind, ist dies rechtzeitig vor Beginn der Sitzung dem/der 
Verbandsvorsitzenden mitzuteilen. 

(4) Die Einberufung der Verbandsversammlung richtet sich nach dem KommZG und der 
Verbandssatzung. 

(5) Der/Die Verbandsvorsitzende setzt die Tagesordnung für die Verbandsversammlung fest. 

(6) In fachtechnischen Angelegenheiten von besonderer Bedeutung holt der/die 
Verbandsvorsitzende rechtzeitig für die Beratung schriftliche Stellungnahmen der Fachbehörden 
ein. 

(7)  Die Behandlung von Angelegenheiten in der Verbandsversammlung kann von jedem 
Verbandsrat schriftlich beantragt werden. Der Antrag ist zu begründen und muss 2 Wochen vor der 
Sitzung dem/der Verbandsvorsitzenden vorliegen. 

(8) Ob später eingehende Anträge bei der auf die Antragstellung folgenden Sitzung behandelt 
werden, entscheidet die Verbandsversammlung. Ebenso entscheidet sie, ob über einen vor oder 
während der Sitzung als dringend gestellten Antrag beraten und abgestimmt werden soll. Nicht 
rechtzeitig gestellte Anträge, die Ermittlungen oder Überprüfungen, die Beiziehung von Akten oder 
die Befragung nicht anwesender Personen notwendig machen, müssen auf Antrag eines 
Verbandsrates bis zur nächsten Verbandsversammlung zurückgestellt werden. 
 

§ 11 
Sitzungsverlauf 

(1) Der/Die Vorsitzende leitet die Verhandlungen in der Verbandsversammlung und handhabt die 
Ordnung während der Sitzung. 

(2) Zu den öffentlichen Sitzungen der Verbandsversammlung haben Zuhörer nach Maßgabe des 
verfügbaren Raumes Zutritt. Soweit erforderlich, wird der Zutritt durch die Ausgabe von Platzkarten 
geregelt. 

(3) Für Presse und Medien ist stets die erforderliche Zahl von Plätzen freizuhalten. Ton- und 
Bildaufnahmen können von dem/der Vorsitzenden zugelassen werden, wenn kein Verbandsrat 
widerspricht. 

(4)  Zuhörer, die den Verlauf der Sitzung durch Eingreifen in die Verhandlung oder durch 
ungebührliches Verhalten stören, können durch den/die Vorsitzende/n aus dem Sitzungssaal 
gewiesen werden. 

(5) Die Verbandsversammlung tagt grundsätzlich öffentlich. In nicht öffentlicher Sitzung werden 
behandelt 

1. Personalangelegenheiten, 

2. Verträge in Grundstücksangelegenheiten, 

3. sonstige Angelegenheiten, deren Geheimhaltung durch Gesetz vorgeschrieben, nach der Natur 
der Sache erforderlich oder durch die Verbandsversammlung beschlossen ist, insbesondere 
Wirtschaftsangelegenheiten Dritter. 
Über den Ausschluss der Öffentlichkeit wird in nicht öffentlicher Sitzung beraten und entschieden. 
Die beratenden Ausschüsse tagen grundsätzlich nicht öffentlich. 

(6) Die Verbandsversammlung nimmt in der Regel folgenden Verlauf: 

1. Eröffnung der Sitzung durch den/die Vorsitzende/n; 

2. Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung und der Anwesenheit sowie Mitteilung von 
Entschuldigungen durch den/die Vorsitzende/n; 

3. Feststellung der Beschlussfähigkeit der Verbandsversammlung durch den/die Vorsitzende/n; 

4. Mitteilung über Tätigkeiten des/der Verbandsvorsitzenden anstelle der Verbandsversammlung 
(unaufschiebbare Angelegenheiten); 
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5. Bekanntgabe amtlicher Mitteilungen, erforderlichenfalls Beratung und Beschlussfassung 
hierüber; 

6. Beratung und Beschlussfassung über die Tagesordnungspunkte; 

7. Behandlung der Anträge und Anfragen, die nicht in der Tagesordnung enthalten sind, in der 
Reihenfolge ihres Eingangs; 

8. Schließung der Sitzung durch den/die Vorsitzende/n. 
 

§ 12 
Beratung der Sitzungsgegenstände 

(1) Die Vertreter der Aufsichtsbehörden und der/die Geschäftsleiter/in haben das Recht, an den 
Sitzungen beratend teilzunehmen. Auf Antrag ist ihnen das Wort zu erteilen. Die 
Verbandsversammlung kann auch andere Personen hören. Nach der Berichterstattung und dem 
Vortrag der Sachverständigen eröffnet der/die Vorsitzende die Beratung. Über 
Sitzungsgegenstände die ein Ausschuss vorbehandelt hat, ist der Bericht des Ausschusses 
bekanntzugeben. 

(2)  Ein Verbandsrat oder ein Behördenvertreter darf in der Verbandsversammlung nur dann 
sprechen, wenn ihm der/die Vorsitzende das Wort erteilt hat. Er/Sie erteilt das Wort in der 
Reihenfolge der Wortmeldungen, bei gleichzeitiger Wortmeldung nach Ermessen. Er/Sie kann 
jederzeit selbst das Wort ergreifen. 

(3) Während der Beratung sind nur zulässig 

1. Anträge zur Geschäftsordnung, für die das Wort außer der Reihe sofort zu erteilen ist und über 
die sofort zu beraten und zu entscheiden ist, 

2. Zusatz- und Änderungsanträge oder Anträge auf Zurückziehung. 

(4) Der/die Vorsitzende und der/die Antragsteller/in haben das Recht zur Schlussäußerung. 

(5)  Bei Verletzung der vorstehenden Grundregeln ist der/die Vorsitzende berechtigt, zur Ordnung 
zu rufen, auf den Verstoß aufmerksam zu machen und bei weiterer Nichtbeachtung das Wort zu 
entziehen. 

(6) Falls Ruhe und Ordnung nicht anders wiederherzustellen sind, kann der/die Vorsitzende die 
Sitzung unterbrechen oder aufheben. Eine unterbrochene Sitzung ist spätestens am nächsten 
Werktag fortzusetzen; einer neuerlichen Ladung bedarf es nicht. Die Beratung ist an dem Punkt 
fortzusetzen, an dem die Sitzung unterbrochen wurde. 
 

§ 13 
Abstimmungen  

(1) Nach dem Schluss der Beratung lässt der/die Vorsitzende abstimmen. 

(2)  Stehen mehrere Anträge zur Abstimmung, so wird über sie in der folgenden Reihenfolge 
abgestimmt: 

1. Anträge zur Geschäftsordnung; 

2.  Änderungsanträge; 

3. Gutachten/Beschlüsse von Ausschüssen zum Beratungsgegenstand; 

4. weitergehende Anträge; 

5. zuerst gestellte Anträge, sofern später gestellte Anträge nicht unter Nr. 1 bis 4 fallen. 

(3)  Vor jeder Abstimmung hat der/die Vorsitzende die Abstimmungsfrage so zu formulieren, dass 
sie mit „Ja“ oder „Nein“ beantwortet werden kann. 

(4)  Es wird grundsätzlich durch Handaufheben abgestimmt. 

(5) Über einen bereits zur Abstimmung gebrachten Antrag kann in derselben Sitzung die Beratung 
und Abstimmung nicht nochmals aufgenommen werden. 
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(6) Wahlen werden in geheimer Abstimmung vorgenommen. Für geheime Abstimmungen werden 
Stimmzettel ausgeteilt, die verdeckt abzugeben sind 
 

§ 14 
Sitzungsniederschrift 

(1)  Über jede Sitzung der Verbandsversammlung und des Verbandsausschusses ist eine 
vollständige Niederschrift zu fertigen, für deren Richtigkeit der/die Vorsitzende verantwortlich ist. 
Die Sitzungsniederschrift wird von dem/der Geschäftsleiter/in gefertigt oder der/die 
Verbandsvorsitzende bestimmt den/die Schriftführer/in. 

(2)  Die Niederschrift muss Tag, Zeit und Ort der Verbandsversammlung, die anwesenden 
Vertreter/innen der Verbandsmitglieder und der beteiligten Behörden sowie die sonstigen 
beteiligten Personen enthalten. Sie hat den Ablauf der Sitzung in der zeitlichen Folge zu schildern, 
wobei gestellte Anträge aufzunehmen, Beschlüsse wörtlich wiederzugeben und 
Abstimmungsergebnisse festzuhalten sind. 

(3)  Die Niederschrift ist nach Fertigstellung von dem/der Schriftführer/in und dem/der Vorsitzenden 
zu unterzeichnen. 

(4) Jedem Verbandsrat ist ein Abdruck der Niederschrift zu übermitteln. Für die Einsichtnahme und 
Erteilung einer Abschrift gilt Art. 54 Abs. 3 GO. 
 

§ 15 
Geschäftsgang der Ausschüsse 

Für den Geschäftsgang der Ausschüsse gelten die Bestimmungen für die Verbandsversammlung 
entsprechend. 
 

§ 16 
Verteilen der Geschäftsordnung 

Den Verbandsräten und ihren Stellvertretern/innen ist ein Exemplar der geltenden 
Geschäftsordnung auszuhändigen. 
 

§ 17 
In - Kraft - Treten 

(1) Diese Geschäftsordnung tritt am 01.01.2020 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Geschäftsordnung vom 08.05.2009 außer Kraft. 
 
 
Arth, den 16.06.2020 
Zweckverband zur Wasserversorgung 
          der Pfettrachgruppe, Arth 
gez. 
1. Vorsitzender 
 
(Nr. 20-8630.1 vom 26.06.2020) 
 
 
 
Zweckverband zur Wasserversorgung der Pfettrach-Gruppe; 
Neufassung der Entschädigungssatzung 
 

Satzung 
 

über die Entschädigung für ehrenamtliche Tätigkeit im Zweckverband zur Wasserversorgung der 
Pfettrach-Gruppe 

 
Der Zweckverband zur Wasserversorgung der Pfettrach-Gruppe, erläßt aufgrund Art. 30 Abs. 2 
des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG), sowie Art. 20 a und Art. 23 der 
Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) in Verbindung mit den §§ 11, 15 und 18 der 



Seite 268 

Amtsblatt des Landkreises Landshut Nr. 32 vom 02.07.2020 

Verbandssatzung gemäß Beschluss der Verbandsversammlung vom 15.06.2020                              
folgende 
 

Entschädigungssatzung 
 

§1 Entschädigungsberechtigte 
Der Verbandsvorsitzende und die übrigen Mitglieder der Verbandsversammlung werden für die 
Teilnahme an Sitzungen und für sonstige mit ihrem Amt verbundene Tätigkeit nach Maßgabe 
dieser Satzung entschädigt. Entsprechendes gilt für Stellvertreter/innen, sofern ein Vertretungsfall 
vorliegt. 
 

§ 2 Auslagenersatz 
(1) Durch Mitgliedsgemeinden bestellte Verbandsräte (mit Ausnahme des Verbandsvorsitzenden) 

erhalten für ihre Tätigkeit als pauschale Abgeltung für die Teilnahme an Sitzungen der 
Verbandsversammlung oder ihrer Ausschüsse ein Sitzungsgeld von 30,00 €. 

(2) Verbandsräte kraft Amtes (erste Bürgermeister), soweit sie nicht Verbandsvorsitzender sind, 
erhalten lediglich den Ersatz ihrer Auslagen. 

a) Zur Abgeltung des Auslagenersatzes (Wegstreckenentschädigung und sonstige Spesen) 
wird für die Teilnahme an Verbandsversammlungen eine Pauschale von 20,00 Euro 
festgesetzt. 

b) Werden höhere Auslagen als der Pauschalierungssatz nachgewiesen, werden diese auf 
Antrag erstattet. 

(3) Soweit die Verbandsräte selbständig sind, erhalten sie auf Antrag für die durch die Teilnahme 
an den Sitzungen bedingte Zeitversäumnis eine Pauschalentschädigung von 20,00 € je 
angefangene Stunde Sitzungsdauer. Dies gilt nicht für Sitzungen, die nach 17.00 Uhr hinaus 
oder an Samstagen, Sonntagen oder gesetzlichen Feiertagen stattfinden. Arbeiter und 
Angestellte haben außerdem Anspruch auf Ersatz des entstandenen Verdienstausfalles. 
Seine Höhe ist durch Bescheinigung des Arbeitgebers nachzuweisen. 

(4) Verbandsräte, die keinen Anspruch auf Entschädigung nach Absatz 3 haben, denen aber im 
beruflichen und häuslichen Bereich durch die Teilnahme an den Sitzungen ein Nachteil 
entsteht, der in der Regel nur durch das Nachholen versäumter Arbeit oder das Heranziehen 
einer Hilfskraft ausgeglichen werden kann, erhalten eine Pauschalentschädigung von 20,00 € 
für jede angefangene Stunde Sitzungsdauer. 

(5) Wenn Verbandsräte zusätzliche Aufgaben übernehmen, die wesentlich über ihre Aufgaben als 
Verbandsräte hinausgehen, oder wenn sie als Ausschußvorsitzende bestellt sind, erhalten sie 
die doppelte Entschädigung nach Absatz 1. Die gleiche Entschädigung erhalten 
Verbandsräte, als stellvertretende Ausschußvorsitzende für die Sitzungen, in denen sie den 
Ausschußvorsitz übernommen haben. Die Sätze 1 und 2 gelten auch für Verbandsräte, die 
der Verbandsversammlung nach Art. 31 Abs. 2 Satz 1 KommZG kraft Amtes angehören. 

 
§ 3 Entschädigung der Verbandsvorsitzenden 

(1) Der Verbandsvorsitzende erhält für seine Tätigkeit eine monatliche Pauschalentschädigung 
von 500,00 Euro € zzgl. einer Pauschale für Reisekosten (für Fahrten innerhalb des 
Verbandsgebietes und Telefonauslagen) in Höhe von 80,00 €.  Dieser Betrag wird durch 
Beschluß der Verbandsversammlung festgesetzt und mit Ausnahme der 
Reisekostenpauschale der Gehaltsentwicklung im öffentlichen Dienst (für Angestellte) 
angeglichen.  

(2) Für auswärtige Tätigkeit erhält der Vorsitzende Reisekosten und Tagegelder nach den Sätzen 
der Stufe B des Bayerischen Reisekostengesetztes - BayRKG -. 

(3) Dem stellvertretenden Verbandsvorsitzenden wird keine pauschale Entschädigung gezahlt. Im 
Vertretungsfall erhält er für jeden Tag der Vertretung jeweils 1/10 der monatlichen 
Entschädigung des Verbandsvorsitzenden. 
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§ 4 Auszahlung der Entschädigungen 
Die nach Monatsbeträgen bemessene Entschädigung ist zum 15. eines Monats zu zahlen.  
 

§ 5 Inkrafttreten 
Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 01.06.2020 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung vom 
18.11.2014 außer Kraft. 
 
Arth, den 16.06.2020 
 
Zweckverband zur Wasserversorgung  
Pfettrach-Gruppe 
Gez. 
Popp 
Verbandsvorsitzender 
 
(Nr. 20-8630.1 vom 26.06.2020) 
 
 
 
Schulverband Geisenhausen 
Neufassung der Geschäftsordnung 
 

Geschäftsordnung des Schulverbands Geisenhausen 

Vorbemerkung 
Die entsprechend der gesetzlichen Formulierung der Gemeindeordnung (GO) und dem Gesetz 
über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) in dieser Geschäftsordnung in männlicher Form 
gewählten Bezeichnungen dienen der Lesbarkeit der Geschäftsordnung und schließen auch die 
Geschlechter weiblich und divers ein. 
 
Der Schulverband Geisenhausen gibt sich auf Grund des Beschlusses der 
Schulverbandsversammlung vom 17. Juni 2020 die nachfolgende Geschäftsordnung (GeschO): 
 

A. DIE ORGANE DES SCHULVERBANDS UND IHRE AUFGABEN 

I. DIE SCHULVERBANDSVERSAMMLUNG 

§ 1 Zuständigkeit der Schulverbandsversammlung 
Die Schulverbandsversammlung beschließt über alle Angelegenheiten des Schulverbands, soweit 
sie nicht in die Zuständigkeit des Schulverbandsvorsitzenden fallen oder durch die 
Verbandssatzung einem beschließenden Ausschuss übertragen sind. 
 

§ 2 Rechtsstellung der Mitglieder der Schulverbandsversammlung 
(1) Soweit die Mitglieder der Schulverbandsversammlung (Verbandsräte) nicht an ordnungsgemäß 
zustande gekommene Weisungen der Mitgliedsgemeinden gebunden sind, üben sie ihre Tätigkeit 
nach ihrer freien, nur durch die Rücksicht auf das öffentliche Wohl bestimmten Überzeugung aus. 

(2) 1Für die allgemeine Rechtsstellung der Mitglieder der Schulverbandsversammlung (Teilnahme- 
und Abstimmungspflicht, Sorgfalts- und Verschwiegenheitspflicht, Geheimhaltungspflicht, 
Ausschluss wegen persönlicher Beteiligung, Geltendmachung von Ansprüchen Dritter, 
Übernahme, Ablehnung, Niederlegung und Verlust des Amtes) gelten die Bestimmungen des 
KommZG und der Gemeindeordnung entsprechend. 2Die Mitglieder der 
Schulverbandsversammlung, die erste Bürgermeister der Mitgliedsgemeinden sind, können ihre 
Mitgliedschaft in der Schulverbandsversammlung während der Zeit ihres Bürgermeisteramtes nicht 
niederlegen. 

(3) Die Schulverbandsversammlung kann zur Vorbereitung ihrer Beschlüsse einzelnen ihrer 
Mitglieder bestimmte Aufgabengebiete zur Bearbeitung zuteilen und sie insoweit mit der 
Überwachung der Verwaltungstätigkeit des Schulverbands betrauen. 



Seite 270 

Amtsblatt des Landkreises Landshut Nr. 32 vom 02.07.2020 

(4) 1Der Schulverbandsvorsitzende kann einzelne seiner Aufgaben und Befugnisse seinem 
Stellvertreter zur selbstständigen Erledigung übertragen. 2Sonstigen Mitgliedern der 
Schulverbandsversammlung können solche Aufgaben und Befugnisse nicht übertragen werden. 

(5) 1Mitglieder der Schulverbandsversammlung haben, soweit sie eine Tätigkeit nach Abs. 3 oder 
Abs. 4 ausüben, ein Recht auf Einsicht in die Akten des Schulverbands, sonst nur, wenn sie von 
der Schulverbandsversammlung mit der Einsichtnahme beauftragt werden. 2Das Verlangen zur 
Akteneinsicht ist gegenüber dem Schulverbandsvorsitzenden geltend zu machen. 
 

§ 3 Stellvertretung der Mitglieder der Schulverbandsversammlung 
(1) 1Die als Mitglieder der Schulverbandsversammlung amtierenden ersten Bürgermeister der 
Mitgliedsgemeinden werden im Falle der Verhinderung in der Schulverbandsversammlung von 
ihren allgemeinen Vertretern in ihren Gemeinden oder den von den Mitgliedsgemeinden bestellten 
sonstigen Vertretern vertreten. 2Diese Vertreter besitzen in der Schulverbandsversammlung die in 
§ 2 dieser Geschäftsordnung geschilderte Rechtsstellung. 

(2) 1Sonstige Mitglieder der Schulverbandsversammlung werden im Falle ihrer Verhinderung durch 
die von den Mitgliedsgemeinden bestellten Stellvertreter vertreten. 2Verbandsräte können sich 
nicht untereinander vertreten. 
 

II. AUSSCHÜSSE 

§ 4 Verbandsausschuss 
entfällt 

 
§ 5 Rechnungsprüfungsausschuss 

(1) Die Prüfung der Jahresrechnung obliegt dem Rechnungsprüfungsausschuss (§ 6 der 
Verbandssatzung). 

(2) Für die Mitglieder des Rechnungsprüfungsausschusses gilt § 2 dieser Geschäftsordnung 
entsprechend. 
 

III. DER SCHULVERBANDSVORSITZENDE 

1. AUFGABENBEREICH 

§ 6 Vorsitz in der Schulverbandsversammlung 
(1) 1Der Schulverbandsvorsitzende führt den Vorsitz in der Schulverbandsversammlung. 2Er 
bereitet die Beratungsgegenstände vor und beruft die Sitzungen ein. 3In der Sitzung leitet er die 
Beratung und die Abstimmung, handhabt die Ordnung und übt das Hausrecht aus. 

(2) 1Der Schulverbandsvorsitzende hat die Beschlüsse der Schulverbandsversammlung 
unverzüglich zu vollziehen. 2Über etwaige Hinderungsgründe hat er die 
Schulverbandsversammlung in der nächsten Sitzung, erforderlichenfalls unter Einberufung einer 
gesonderten Sitzung, zu unterrichten. 3Hält er Beschlüsse der Schulverbandsversammlung für 
rechtswidrig, so weist er die Schulverbandsversammlung auf seine Bedenken hin und setzt den 
Vollzug des Beschlusses vorläufig aus. 4Hält die Schulverbandsversammlung ihre Entscheidung 
aufrecht, so führt der Schulverbandsvorsitzende die Entscheidung der Rechtsaufsichtsbehörde 
herbei. 

(3) 1Die Befugnis des Schulverbandsvorsitzenden, anstelle der Schulverbandsversammlung 
dringliche Anordnungen zu treffen und unaufschiebbare Geschäfte zu besorgen, erstreckt sich nur 
auf Maßnahmen, die nicht ohne erheblichen Nachteil für den Schulverband, für die am 
Schulverband oder sonst Beteiligten, für die Verbandsschule oder für die Allgemeinheit 
aufgeschoben werden können, bis die Schulverbandsversammlung zur Beschlussfassung 
zusammentritt. 2Für die Frage der Dringlichkeit und Unaufschiebbarkeit kommt es nicht auf die 
subjektive Meinung des Vorsitzenden, sondern auf die objektive Lage der Dinge an.  
 

§ 7 Aufgaben als Leiter der Verwaltung des Schulverbands 
(1) Der Schulverbandsvorsitzende erledigt in eigener Zuständigkeit 
1. die laufenden Angelegenheiten, die für den Schulverband keine grundsätzliche Bedeutung 

haben und keine erheblichen Verpflichtungen erwarten lassen, 
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2. die Angelegenheiten, die im Interesse der Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland oder 
eines ihrer Länder geheim zu halten sind. 

 

(2) Zu den Aufgaben des Schulverbandsvorsitzenden nach Abs. 1 Nr. 1 gehören insbesondere 
auch: 
a) Die Bewirtschaftung von Haushaltsmitteln im Vollzug zwingender Rechtsvorschriften und im 

Rahmen von Richtlinien der Schulverbandsversammlung, in denen die Leistungen nach 
Voraussetzung und Höhe festgelegt sind; im Übrigen bis zu einem Betrag von 15.000,00 Euro 
im Einzelfall, 

b) der Erlass, die Niederschlagung, die Stundung und die Aussetzung der Vollziehung von 
Forderungen bis zu 500 Euro im Einzelfall, 

c) die Entscheidung über überplanmäßige Ausgaben bis zu einem Betrag von 10.000,00 Euro 
und über außerplanmäßige Ausgaben bis zu einem Betrag von 5.000,00 Euro im Einzelfall, 
soweit sie unabweisbar sind und die Deckung gewährleistet ist, 

d) Handlungen oder Unterlassen jeder Art mit Auswirkungen für den Schulverband, insbesondere 
der Abschluss von Verträgen und sonstiger Rechtsgeschäfte sowie die Wahrnehmung von 
Rechten und Pflichten des Schulverbands, bis zu einer Wertgrenze von 15.000 Euro, 

e) Nachträge zu Verträgen und Rechtsgeschäften, die einzeln oder zusammen die ursprüngliche 
Auftragssumme um nicht mehr als 10 %, insgesamt jedoch nicht mehr als 5.000 Euro erhöhen, 

f) in Personalangelegenheiten:  

 Die Entscheidung über die Einstellung, Höhergruppierung, Beschäftigung mittels 
Personalgestellung und Entlassung von Arbeitnehmern bis zur Entgeltgruppe 8 des TVöD 
oder bis zu einem entsprechenden Entgelt, 

 der Vollzug zwingender gesetzlicher oder tarifrechtlicher Vorschriften, 

 die Genehmigung von Nebentätigkeiten. 
 

(3) Bei wiederkehrenden Leistungen ist für die Bemessung von Wertgrenzen nach Abs. 2 der 
Zeitraum maßgeblich, für den die rechtliche Bindung bestehen soll; ist dieser Zeitraum nicht 
bestimmbar, so ist der fünffache Jahresbetrag anzusetzen. 
 

(4) Soweit die Aufgaben nach Abs. 2 nicht unter Art. 9 Abs. 1 Satz 2 BaySchFG i. V. m. Art. 36 
Abs. 2 und Art. 26 Abs. 1 Satz 1 KommZG und Art. 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 GO fallen, werden sie 
hiermit dem Schulverbandsvorsitzenden gemäß Art. 9 Abs. 1 BaySchFG i. V. m. Art. 36 Abs. 2 und 
Art. 26 Abs. 1 Satz 1 KommZG und Art. 37 Abs. 2 GO zur selbstständigen Erledigung übertragen. 
 

(5) 1Dem Schulverbandsvorsitzenden stehen für die Erledigung seiner Geschäfte die Bediensteten 
der Mitgliedsgemeinde Geisenhausen zur Seite. 2Er weist ihnen ihr Arbeitsgebiet zu. 3Er kann 
ihnen dabei in laufenden Angelegenheiten auch das Zeichnungsrecht übertragen. 
4Geschäftsverteilung und Befugnisregelung sollen übereinstimmen. 
 

(6) Die Kassengeschäfte des Schulverbands werden aufgrund des § 3 der Satzung des 
Schulverbands von der Gemeindekasse der Mitgliedsgemeinde Geisenhausen geführt. 
 

(7) Wenn Mitglieder der Schulverbandsversammlung nicht schon als Bürgermeister oder 
Gemeinderäte oder Gemeindebedienstete nach Art. 56a Abs. 3 GO verpflichtet wurden, hat der 
Schulverbandsvorsitzende sie, bevor sie mit Angelegenheiten befasst werden, die im Interesse der 
Sicherheit oder anderer wichtiger Belange der Bundesrepublik Deutschland oder eines ihrer 
Länder Unbefugten nicht bekannt werden dürfen, schriftlich besonders zu verpflichten, alle solche 
Angelegenheiten geheim zu halten. 
 

§ 8 Vertretung des Schulverbandes nach außen 
(1) Die Befugnis des Schulverbandsvorsitzenden zur Vertretung des Schulverbands nach außen 
bei der Abgabe und Entgegennahme von rechtserheblichen Erklärungen beschränkt sich auf den 
Vollzug der einschlägigen Beschlüsse der Schulverbandsversammlung soweit der 
Schulverbandsvorsitzende nicht gemäß § 7 Absätze 1 bis 4 der Geschäftsordnung zum 
selbstständigen Handeln befugt ist. 
 

(2) Der Schulverbandsvorsitzende kann im Rahmen seiner Vertretungsbefugnis anderen in § 7 
Abs. 5 und Abs. 6 genannten Personen schriftlich, unter Angabe der Amtsbezeichnung und mittels 
handschriftlicher Unterzeichnung Vollmacht zur Vertretung des Schulverbands erteilen. 
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§ 9 Sonstige Geschäfte 
Dem Schulverbandsvorsitzenden können weitere Angelegenheiten zur selbstständigen Erledigung 
durch besonderen Beschluss der Schulverbandsversammlung übertragen werden. 
 

2. STELLVERTRETUNG 

§ 10 Stellvertreter des Schulverbandsvorsitzenden 
(1) Der Schulverbandsvorsitzende wird im Falle seiner Verhinderung durch den von der 
Schulverbandsversammlung aus ihrer Mitte gewählten Stellvertreter des Schulverbands-
vorsitzenden vertreten. 

(2) Der Stellvertreter des Schulverbandsvorsitzenden übt im Verhinderungsfall die gesamten 
gesetzlichen und geschäftsordnungsmäßigen Befugnisse des Schulverbandsvorsitzenden aus. 

(3) 1Ein Fall der Verhinderung liegt vor, wenn die zu vertretende Person aus tatsächlichen oder 
rechtlichen Gründen, insbesondere wegen Abwesenheit, Urlaub, Krankheit, vorläufiger 
Dienstenthebung oder persönlicher Beteiligung nicht in der Lage ist, ihr Amt auszuüben. 2Ist die zu 
vertretende Person bei Abwesenheit gleichwohl dazu in der Lage, die Amtsgeschäfte auszuüben 
und bei Bedarf wieder rechtzeitig vor Ort zu sein, liegt ein Fall der Verhinderung nicht vor. 

(4) Der Schulverbandsvorsitzende kann seine Aufgaben und Befugnisse als 
Schulverbandsvorsitzender nicht ganz oder teilweise auf seinen allgemeinen Stellvertreter in 
seiner Gemeinde oder gemäß Art. 39 Abs. 2 GO auf eine dort genannte sonstige Person 
übertragen. 
 

B. DER GESCHÄFTSGANG 

I. ALLGEMEINES 

§ 11 Verantwortung für den Geschäftsgang 
(1) 1Schulverbandsversammlung und Schulverbandsvorsitzender sorgen für den 
ordnungsgemäßen Gang der Geschäfte, insbesondere für den Vollzug der gesetzlichen 
Vorschriften im eigenen Wirkungskreis und für die Durchführung der gesetzmäßigen Anordnungen 
und Weisungen der Staatsbehörden. 2Sie schaffen die dazu erforderlichen Einrichtungen. 
 

(2) 1Eingaben und Beschwerden an die Schulverbandsversammlung werden von der Verwaltung 
des Schulverbands vorbehandelt und sodann der Schulverbandsversammlung vorgelegt. 
2Eingaben, die in den Zuständigkeitsbereich des Schulverbandsvorsitzenden fallen, erledigt dieser 
in eigener Zuständigkeit; er unterrichtet die Schulverbandsversammlung, wenn und soweit das 
nach den Umständen der Eingabe nicht unterbleiben kann. 
 

§ 12 Sitzungen, Beschlussfähigkeit 
(1) 1Die Schulverbandsversammlung beschließt in Sitzungen. 2Eine Beschlussfassung durch 
mündliche Befragung außerhalb der Sitzungen oder im Umlaufverfahren ist ausgeschlossen. 

(2) Die Schulverbandsversammlung ist beschlussfähig, wenn sämtliche Mitglieder ordnungs-
gemäß geladen sind und die Mehrheit der Mitglieder anwesend und stimmberechtigt ist. 

(3) 1Wird die Schulverbandsversammlung wegen Beschlussunfähigkeit, die nicht auf der 
persönlichen Beteiligung der Mehrheit der Verbandsräte beruht, zum zweiten Mal zur Verhandlung 
über denselben Gegenstand zusammengerufen, so ist sie ohne Rücksicht auf die Zahl der 
Erschienenen beschlussfähig. 2Bei der zweiten Einladung muss auf diese Bestimmung eigens 
hingewiesen werden. 
 

§ 13 Öffentliche Sitzung 
(1) Die Sitzungen der Schulverbandsversammlung sind öffentlich, soweit nicht Rücksichten auf das 
Wohl der Allgemeinheit oder auf berechtigte Ansprüche Einzelner entgegenstehen. 
(2) 1Zu den öffentlichen Sitzungen der Schulverbandsversammlung hat jedermann Zutritt, soweit 
der für Zuhörer bestimmte Raum ausreicht. 2Soweit erforderlich, wird die Zulassung durch die 
Ausgabe von Platzkarten geregelt. 3Für Presse und Medien ist stets eine angemessene Zahl von 
Plätzen freizuhalten. 4Ton- und Bildaufnahmen jeder Art bedürfen der Zustimmung des 
Schulverbandsvorsitzenden und der Schulverbandsversammlung. 5Ton- und Bildaufnahmen von 
Bediensteten und sonstigen Sitzungsteilnehmern sind nur mit deren Einwilligung zulässig. 
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(3) Zuhörer, welche die Ordnung der Sitzung stören, können durch den Schulverbands-
vorsitzenden aus dem Sitzungssaal gewiesen werden. 
 

§ 14 Nichtöffentliche Sitzungen 
(1) In nichtöffentlicher Sitzung werden grundsätzlich behandelt: 
1. Personalangelegenheiten in Einzelfällen, 
2. Rechtsgeschäfte in Grundstücksangelegenheiten, 
3. Angelegenheiten, die dem Sozial- oder Steuergeheimnis unterliegen, 
4. sonstige Angelegenheiten, deren Geheimhaltung durch Gesetz vorgeschrieben oder nach der 

Natur der Sache erforderlich ist. 

(2) Zu nichtöffentlichen Sitzungen können im Einzelfall durch Beschluss Personen, die der 
Schulverbandsversammlung nicht angehören, hinzugezogen werden, wenn deren Anwesenheit für 
die Behandlung des jeweiligen Beratungsgegenstandes erforderlich ist. 

(3) Die in nichtöffentlicher Sitzung gefassten Beschlüsse gibt der Schulverbandsvorsitzende in 
öffentlicher Sitzung bekannt, sobald die Gründe für die Geheimhaltung weggefallen sind. 
 

II. VORBEREITUNG DER SITZUNGEN 

§ 15 Einberufung 
(1) 1Der Schulverbandsvorsitzende beruft die Sitzungen der Schulverbandsversammlung ein, 
wenn die Geschäftslage es erfordert, jedoch jährlich mindestens einmal, oder wenn ein Viertel der 
Mitglieder der Schulverbandsversammlung es schriftlich beantragt. Bei Antrag eines Viertels der 
gesetzlichen Zahl der Mitglieder beruft er die Sitzung der Schulverbandsversammlung innerhalb 
einer Woche ab Eingang des Antrags bei ihm zu einem möglichst nahe liegenden Termin 
schriftlich und unter Angabe des Beratungsgegenstandes ein. 
 

(2) 1Die Sitzungen finden im Rathaus Geisenhausen statt. 2Sie beginnen regelmäßig um 16.00 
Uhr. 3In der Einladung kann im Einzelfall etwas Anderes bestimmt werden. 
 

§ 16 Tagesordnung 
(1) 1Der Schulverbandsvorsitzende setzt die Tagesordnung fest. 2Rechtzeitig eingegangene 
Anträge von Mitgliedern der Schulverbandsversammlung setzt der Schulverbandsvorsitzende 
möglichst auf die Tagesordnung der nächsten Sitzung. 3Ist das nicht möglich, sind die Anträge in 
jedem Fall auf die Tagesordnung der übernächsten Sitzung der Schulverbandsversammlung zu 
setzen. 4Eine materielle Vorprüfung findet nicht statt. 

(2) In der Tagesordnung sind die Beratungsgegenstände einzeln und inhaltlich konkretisiert zu 
benennen, damit es den Mitgliedern der Schulverbandsversammlung ermöglicht wird, sich auf die 
Behandlung der jeweiligen Gegenstände vorzubereiten. 

(3) 1Die Tagesordnung für öffentliche Sitzungen ist jeweils unter Angabe von Ort und Zeit der 
Sitzung spätestens am dritten Tag vor der Sitzung der Öffentlichkeit durch Anschlag an den 
gemeindlichen Anschlagtafeln und durch Veröffentlichung in der Vilsbiburger Zeitung und in der 
Landshuter Zeitung bekannt zu geben. 2Die Tagesordnung nichtöffentlicher Sitzungen wird nicht 
bekannt gegeben. 
 

§ 17 Form und Frist für die Einladung 
(1) 1Die Mitglieder der Schulverbandsversammlung werden schriftlich unter Beifügung der 
Tagesordnung zu den Sitzungen eingeladen. 2Der Tagesordnung sollen weitere Unterlagen, 
insbesondere Beschlussvorlagen, beigefügt werden, wenn und soweit das sachdienlich ist. 

(2) 1Die Ladungsfrist beträgt sieben Tage; sie kann in dringenden Fällen auf 24 Stunden verkürzt 
werden. 2Der Sitzungstag und der Tag des Zugangs der Ladung werden bei der Berechnung der 
Frist nicht mitgerechnet. 

(3) Soll zum zweiten Mal über den gleichen Gegenstand verhandelt werden, so muss bei der 
Ladung hierauf unter Bekanntgabe der Tagesordnung sowie darauf hingewiesen werden, dass die 
Schulverbandsversammlung ohne Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen beschlussfähig ist. 

(4) Für Wahlen gilt Absatz 3 entsprechend. 
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§ 18 Anträge 
(1) Das Recht, Anträge in die Schulverbandsversammlung einzubringen, besitzen nur die 
Mitglieder der Schulverbandsversammlung. 

(2) 1Anträge, die in einer Sitzung behandelt werden sollen, sind schriftlich zu stellen und 
ausreichend zu begründen. 2Sie sollen spätestens bis zum 14. Tag vor der Sitzung beim 
Schulverbandsvorsitzenden eingereicht werden. 3Soweit ein Antrag mit Ausgaben verbunden ist, 
die im Haushaltsplan nicht vorgesehen sind, soll er einen Deckungsvorschlag enthalten. 

(3) 1Verspätet eingehende oder erst unmittelbar vor oder während der Sitzung gestellte Anträge 
können nachträglich in die Tagesordnung aufgenommen werden, wenn  
1. die Angelegenheit dringlich ist und die Schulverbandsversammlung der Behandlung 

mehrheitlich zustimmt oder 
2. sämtliche Mitglieder der Schulverbandsversammlung anwesend sind und kein Mitglied der 

Behandlung widerspricht. 
2Ist noch eine Ermittlung oder Prüfung des Sachverhalts oder die Beiziehung abwesender 
Personen oder von Akten erforderlich, wird die Behandlung bis zur nächsten Sitzung 
zurückgestellt. 
 

(4) Anträge zur Geschäftsordnung, z.B. Nichtbefassungsanträge, Zurückziehung eines Antrags 
u.ä., oder einfache Sachanträge, z.B. Änderungsanträge, können auch während der Sitzung und 
ohne Beachtung der Form gestellt werden. 
 

III. SITZUNGSVERLAUF 

§ 19 Eröffnung der Sitzung 
(1) 1Der Schulverbandsvorsitzende eröffnet die Sitzung. 2Er stellt die ordnungsgemäße Ladung der 
Mitglieder der Schulverbandsversammlung sowie die Beschlussfähigkeit der Schulverbands-
versammlung fest und erkundigt sich nach Einwänden gegen die Tagesordnung. 
 

(2) 1Die Niederschrift über die vorangegangene öffentliche Sitzung wird den Mitgliedern der 
Schulverbandsversammlung alsbald, spätestens mit der folgenden Sitzungseinladung übersandt. 
2Die Niederschrift über die vorangegangene nichtöffentliche Sitzung wird bei den anwesenden 
Mitgliedern der Schulverbandsversammlung in Umlauf gesetzt. 3Wenn bis zum Schluss der 
Sitzung keine Einwendungen erhoben werden, so gilt die Niederschrift als von der 
Schulverbandsversammlung genehmigt. 
 

§ 20 Eintritt in die Tagesordnung 
(1) 1Die einzelnen Tagesordnungspunkte werden in der in der Tagesordnung festgelegten 
Reihenfolge behandelt. 2Die Reihenfolge kann durch Beschluss geändert werden. 

(2) 1Soll ein Tagesordnungspunkt in nichtöffentlicher Sitzung behandelt werden, so wird darüber 
vorweg unter Ausschluss der Öffentlichkeit beraten und entschieden. 2Wird von vornherein zu 
einer nichtöffentlichen Sitzung eingeladen, gilt die Behandlung in nichtöffentlicher Sitzung als 
gebilligt, wenn und soweit nicht die Schulverbandsversammlung anders entscheidet. 

(3) 1Der Schulverbandsvorsitzende oder ein von ihm beauftragter Berichterstatter trägt den 
Sachverhalt der einzelnen Tagesordnungspunkte vor und erläutert ihn. 2Anstelle des mündlichen 
Vortrags kann auf schriftliche Vorlagen verwiesen werden. 

(4) Zu Tagesordnungspunkten, die in einem Ausschuss vorbehandelt worden sind, ist der 
Beschluss des Ausschusses bekannt zu geben. 

(5) 1Soweit erforderlich, können auf Anordnung des Schulverbandsvorsitzenden oder auf 
Beschluss der Schulverbandsversammlung der Schulleiter, der Vorsitzende des Elternbeirats, 
Sachverständige sowie Sachbearbeiter nach § 7 Abs. 5 dieser Geschäftsordnung zugezogen und 
gutachtlich gehört werden. 2Entsprechendes gilt für sonstige sachkundige Personen. 

(6) 1Der Schulverbandsvorsitzende kann zu allen — auch zu den nichtöffentlichen — Sitzungen 
Vertreter der Rechts- und Schulaufsichtsbehörden einladen. 2Vertreter dieser Aufsichtsbehörden 
haben auch ohne Einladung das Recht, an der Sitzung der Schulverbandsversammlung 
teilzunehmen. 
 



Seite 275 

Amtsblatt des Landkreises Landshut Nr. 32 vom 02.07.2020 

§ 21 Beratung der Sitzungsgegenstände 
(1) Nach der Berichterstattung über einen Tagesordnungspunkt, gegebenenfalls nach dem Vortrag 
des Schulleiters, des Vorsitzenden des Elternbeirats, der Sachverständigen oder der 
Sachbearbeiter nach § 7 Abs. 5 dieser Geschäftsordnung, eröffnet der Schulverbandsvorsitzende 
jeweils die Beratung. 

(2) 1Mitglieder der Schulverbandsversammlung, die nach den Umständen annehmen müssen, von 
der Beratung und Abstimmung zu einem bestimmten Punkt der Tagesordnung wegen persönlicher 
Beteiligung (Art. 49 Abs. 1 GO) ausgeschlossen zu sein, haben dies vor Beginn der Beratung dem 
Schulverbandsvorsitzenden unaufgefordert mitzuteilen. 2Entsprechendes gilt, wenn Anhaltspunkte 
dieser Art während der Beratung erkennbar werden. 3Das wegen persönlicher Beteiligung 
ausgeschlossene Mitglied hat während der Beratung und Abstimmung seinen Platz am 
Beratungstisch zu verlassen; es kann bei öffentlicher Sitzung im Zuhörerraum Platz nehmen, bei 
nichtöffentlicher Sitzung verlässt es den Raum. 

(3) 1Ein Sitzungsteilnehmer darf das Wort nur ergreifen, wenn es ihm vom Vorsitzenden erteilt 
wird. 2Der Vorsitzende erteilt das Wort in der Reihenfolge der Wortmeldungen; er kann es 
wiederholt erteilen. 3Bei gleichzeitiger Wortmeldung entscheidet der Vorsitzende über die 
Reihenfolge. 4Bei Wortmeldungen „zur Geschäftsordnung“ ist das Wort außer der Reihe sofort zu 
erteilen. 5Vertretern der Rechts- und Schulaufsichtsbehörden ist auf Antrag das Wort zu erteilen. 
6Zuhörern kann das Wort nicht erteilt werden. 

(4) 1Die Redner sprechen von ihrem Platz aus; sie richten ihre Rede an die Schulverbands-
versammlung. 2Die Redebeiträge müssen sich auf den jeweiligen Tagesordnungspunkt beziehen; 
Abweichungen vom Thema sind zu vermeiden. 

(5) 1Während der Beratung über einen Antrag sind nur zulässig: 

1. Anträge zur Geschäftsordnung, 

2. Zusatz- oder Änderungsanträge oder Anträge auf Zurückziehung des zu beratenden Antrags. 

2Über Anträge zur Geschäftsordnung ist sofort abzustimmen; eine Beratung zur Sache selbst 
findet insoweit nicht statt. 3Über Änderungsanträge ist in der Regel sofort zu beraten und 
abzustimmen. 

(6) Wenn keine Wortmeldungen mehr vorliegen wird die Beratung vom Vorsitzenden geschlossen. 

(7) 1Redner, die gegen die vorstehenden Regeln verstoßen, ruft der Vorsitzende zur Ordnung und 
macht sie auf den Verstoß aufmerksam. 2Bei weiteren Verstößen kann ihnen der Vorsitzende das 
Wort entziehen. 

(8) 1Mitglieder der Schulverbandsversammlung, die die Ordnung fortgesetzt erheblich stören, kann 
der Vorsitzende mit Zustimmung der Schulverbandsversammlung von der Sitzung ausschließen. 
2Über den Ausschluss von weiteren Sitzungen entscheidet die Schulverbandsversammlung. 

(9) 1Der Vorsitzende kann die Sitzung unterbrechen oder aufheben, falls Ruhe und Ordnung im 
Sitzungssaal auf andere Weise nicht wiederhergestellt werden können. 2Eine unterbrochene 
Sitzung ist spätestens am nächsten Tag fortzuführen; einer neuerlichen Ladung hierzu bedarf es 
nicht. 3Die Beratung ist an dem Punkt fortzusetzen, an dem die Sitzung unterbrochen wurde. 4Der 
Vorsitzende gibt Zeit und Ort der Fortsetzung bekannt. 
 

§ 22 Abstimmung 
(1) 1Nach Abschluss der Beratung oder nach Annahme eines Antrags auf „Schluss der Beratung“ 
lässt der Vorsitzende über den Beratungsgegenstand abstimmen. 2Er vergewissert sich zuvor, ob 
die Beschlussfähigkeit gegeben ist. 
 

(2) Stehen mehrere Anträge zur Abstimmung, so wird über sie in der nachstehenden Reihenfolge 
abgestimmt: 
1. Anträge zur Geschäftsordnung, 
2. Anträge, die mit dem Beschluss eines Ausschusses übereinstimmen; über sie ist vor allen 

anderen Anträgen zum gleichen Beratungsgegenstand abzustimmen, 
3. weitergehende Anträge; das sind die Anträge, die voraussichtlich einen größeren Aufwand 

erfordern oder einschneidendere Maßnahmen zum Gegenstand haben, 



Seite 276 

Amtsblatt des Landkreises Landshut Nr. 32 vom 02.07.2020 

4. früher gestellte Anträge vor später gestellten, sofern der spätere Antrag nicht unter die 
Nummern 1 bis 3 fällt. 

(3) 1Grundsätzlich wird über jeden Antrag insgesamt abgestimmt. 2Über einzelne Teile eines 
Antrags wird getrennt abgestimmt, wenn dies beschlossen wird oder der Vorsitzende eine Teilung 
vornimmt. 

(4) 1Vor der Abstimmung soll der Antrag verlesen werden. 2Der Vorsitzende formuliert die zur 
Abstimmung anstehende Frage so, dass sie mit „ja“ oder „nein“ beantwortet werden kann. 
3Grundsätzlich wird in der Reihenfolge „ja — nein“ abgestimmt. 

(5) 1Beschlüsse werden in offener Abstimmung durch Handaufheben oder auf Beschluss der 
Schulverbandsversammlung durch namentliche Abstimmung mit einfacher Mehrheit der 
Abstimmenden gefasst, soweit nicht im Gesetz eine besondere Mehrheit vorgeschrieben ist. 2Bei 
Stimmengleichheit ist der Antrag abgelehnt. 3Kein Mitglied der Schulverbandsversammlung darf 
sich der Stimme enthalten. 

(6) 1Die Stimmen sind, soweit erforderlich, durch den Vorsitzenden zu zählen. 2Das 
Abstimmungsergebnis ist unmittelbar nach der Abstimmung bekannt zu geben; dabei ist 
festzustellen, ob der Antrag angenommen oder abgelehnt ist. 

(7) 1Über einen bereits zur Abstimmung gebrachten Antrag können in derselben Sitzung die 
Beratung und Abstimmung nicht nochmals aufgenommen werden, wenn nicht deren sofortige 
Wiederholung durch alle Mitglieder verlangt wird, die an der Abstimmung teilgenommen haben. 2In 
einer späteren Sitzung kann, soweit gesetzlich nichts Anderes vorgesehen, ein bereits zur 
Abstimmung gebrachter Beratungsgegenstand insbesondere dann erneut behandelt werden, wenn 
neue Tatsachen oder neue gewichtige Gesichtspunkte vorliegen und der Beratungsgegenstand 
ordnungsgemäß auf die Tagesordnung gesetzt wurde. 

(8) Beschlüsse der Schulverbandsversammlung sind nicht deshalb ungültig, weil Mitglieder im 
Widerspruch zu Weisungen der von ihnen vertretenen Mitgliedsgemeinden abgestimmt haben. 
 

§ 23 Wahlen 
(1) 1Für Entscheidungen der Schulverbandsversammlung, die im Bayerischen Schulfinanzierungs-
gesetz oder in anderen Rechtsvorschriften als Wahlen bezeichnet werden, gilt Art. 33 Abs. 3 
KommZG. 

(2) 1Wahlen werden in geheimer Abstimmung mit Stimmzetteln vorgenommen. 2Ungültig sind 
insbesondere leere Stimmzettel und solche Stimmzettel, die den Namen des/der Gewählten nicht 
eindeutig ersehen lassen. 

(3) 1Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen erhält. 2Wird diese 
Mehrheit im ersten Wahlgang nicht erreicht, so findet Stichwahl unter den beiden Bewerbern mit 
den höchsten Stimmenzahlen statt. 3Haben im ersten Wahlgang von mehreren Bewerbern drei 
oder mehr die gleiche höchste Stimmenzahl erhalten oder stehen an zweiter Stelle zwei oder mehr 
Bewerber mit gleichen Stimmenzahlen, so entscheidet das Los darüber, wer von den Bewerbern 
mit gleicher Stimmenzahl in die Stichwahl zu bringen ist. 4Bei Stimmengleichheit in der Stichwahl 
entscheidet gleichfalls das Los. 
 

§ 24 Anfragen 
1Die Mitglieder der Schulverbandsversammlung können in jeder Sitzung nach Erledigung der 
Tagesordnung an den Vorsitzenden Anfragen über solche Gegenstände richten, die nicht auf der 
Tagesordnung stehen. 2Nach Möglichkeit sollen solche Anfragen sofort beantwortet werden. 3Ist 
das nicht möglich, so werden sie in der nächsten Sitzung beantwortet. 4Eine Aussprache über 
Anfragen findet in der Sitzung nicht statt. 
 

§ 25 Beendigung der Sitzung 
Nach Behandlung der Tagesordnung und etwaiger Anfragen schließt der Schulverbands-
vorsitzende die Sitzung. 
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IV. SITZUNGSNIEDERSCHRIFT 

§ 26 Form und Inhalt 
(1) 1Über die Sitzungen der Schulverbandsversammlung werden Niederschriften gefertigt, deren 
Inhalt sich nach Art. 54 Abs. 1 GO richtet. 2Die Niederschriften werden getrennt nach öffentlichen 
und nichtöffentlichen Tagesordnungspunkten geführt. 

(2) 1Als Hilfsmittel für das Anfertigen der Niederschrift können analoge oder digitale Tonaufnahmen 
erstellt werden. 2Sie müssen unverzüglich nach Genehmigung der Niederschrift gelöscht werden 
und dürfen Außenstehenden nicht zugänglich gemacht werden. 

(3) 1Ist ein Mitglied der Schulverbandsversammlung bei einer Beschlussfassung abwesend, so ist 
dies in der Niederschrift besonders zu vermerken. 2Jedes Mitglied der Schulverbands-
versammlung kann verlangen, dass in der Niederschrift festgehalten wird, wie es abgestimmt hat. 

(4) Die Niederschrift ist vom Schulverbandsvorsitzenden und vom Schriftführer zu unterzeichnen 
und von der Schulverbandsversammlung zu genehmigen. 
 

§ 27 Einsichtnahme und Abschrifterteilung 
(1) In die Niederschriften über öffentliche Sitzungen können alle im Gebiet des Schulverbandes 
wohnenden Bürger Einsicht nehmen, ebenso außerhalb dieses Gebiets wohnende Personen in 
Angelegenheiten, die ihren Grundbesitz oder ihre gewerbliche Niederlassung im Gebiet des 
Schulverbands betreffen. 

(2) 1Mitglieder der Schulverbandsversammlung können jederzeit die Niederschriften über 
öffentliche und nichtöffentliche Sitzungen einsehen und sich Abschriften der in öffentlicher Sitzung 
gefassten Beschlüsse erteilen lassen. 2Abschriften von Beschlüssen, die in nichtöffentlicher 
Sitzung gefasst wurden, können sie verlangen, wenn die Gründe für die Geheimhaltung 
weggefallen sind. 

(3) In Rechnungsprüfungsangelegenheiten können die Mitglieder der Schulverbandsversammlung 
jederzeit die Berichte über die Prüfung einsehen; Abschriften werden nicht erteilt. 
 

V. GESCHÄFTSGANG DER AUSSCHÜSSE 

§ 28 Anwendbare Bestimmungen 
(1) 1Für den Geschäftsgang der Ausschüsse gelten die §§ 11 bis 27 sinngemäß. 
 

(2) 1Mitglieder der Schulverbandsversammlung können in öffentlichen und nichtöffentlichen 
Sitzungen eines Ausschusses, dem sie nicht angehören, als Zuhörer anwesend sein. 2Ein 
Mitspracherecht steht ihnen nicht zu. 3Berät ein Ausschuss über den Antrag eines Mitglieds der 
Schulverbandsversammlung, das diesem Ausschuss nicht angehört, so gibt der Ausschuss dem 
Antragsteller Gelegenheit, seinen Antrag mündlich zu begründen. 
 

C. SCHLUSSVORSCHRIFTEN 

§ 29 Bekanntmachungen 
(1) Die Verbandssatzung wird von der Rechtsaufsichtsbehörde des Schulverbands in ihrem 
Amtsblatt bekannt gemacht. 
Die sonstigen Satzungen des Schulverbands werden durch Veröffentlichung im Amtsblatt des 
Landkreises Landshut amtlich bekannt gemacht. 

(3) Die Mitgliedsgemeinden des Schulverbands weisen auf die Veröffentlichung nach den 
Absätzen 1 und 2 gemäß den jeweils dort für die amtliche Bekanntmachung von gemeindlichen 
Satzungen geltenden Vorschriften amtlich hin. 

(4) Für sonstige Bekanntmachungen gelten die in den Mitgliedsgemeinden bestehenden 
Vorschriften. 
 

§ 30 Änderung der Geschäftsordnung 
Vorstehende Geschäftsordnung kann nur durch Beschluss der Schulverbandsversammlung 
geändert werden. 
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§ 31 Verteilung der Geschäftsordnung 
Jedem Mitglied der Schulverbandsversammlung ist ein Exemplar der Geschäftsordnung 
auszuhändigen. 
 

§ 32 Inkrafttreten 
(1) Diese Geschäftsordnung tritt mit Wirkung vom 01. Mai 2020 in Kraft. 
 

(2) Zum gleichen Zeitpunkt tritt die Geschäftsordnung der Schulverbandsversammlung des 
Schulverbands Geisenhausen vom 27. Juni 2014 außer Kraft.  
 
 
Geisenhausen, 18.06.2020 
Gez. 
Reff 
Schulverbandsvorsitzender 
 
(Nr. 20-0280.1 vom 26.06.2020) 
 
 
 
Schulverband Geisenhausen 
Neufassung der Satzung zur Regelung von Fragen der Verfassung des Schulverbands und 
Entschädigungssatzung für ehrenamtliche Tätigkeit (Verbandssatzung) 
 

Satzung zur Regelung von Fragen der Verfassung des Schulverbands und 
Entschädigungssatzung für ehrenamtliche Tätigkeit  

(Verbandssatzung) 
 
Die Schulverbandsversammlung des Schulverbands Geisenhausen (nachfolgend stets 
Schulverbandsversammlung genannt) erlässt aufgrund des Art. 9 Abs. 1 Satz 2 des Bayerischen 
Schulfinanzierungsgesetzes (BaySchFG) – BayRS 2230-7-1-K – i.V.m. Art. 18, 19, 26, 29, 30, 43 
und 47 des Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) – BayRS 2020-6-1-I – 
sowie Art. 20a der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) – BayRS 2020-1-1-I – 
folgende 
 

Satzung 
zur Regelung von Fragen der Verfassung des Schulverbands  

(Verbandssatzung) 
 

§ 1 
Name und Sitz des Schulverbands 

(1) Der Schulverband führt folgenden Namen: Schulverband Geisenhausen. 
 

(2) Der Schulverband hat seinen Sitz in 84144 Geisenhausen, Marktplatz 6. 
 

§ 2 
Organe des Schulverbands 

Organe des Schulverbands sind die Schulverbandsversammlung und der Schulverbands-
vorsitzende. 
 

§ 3 
Kassengeschäfte 

Die Kassengeschäfte des Schulverbands werden von der Mitgliedsgemeinde Geisenhausen 
geführt. 
 

§ 4 
Ehrenamtliche Tätigkeit; Entschädigung 

(1) Der Schulverbandsvorsitzende, sein Stellvertreter und die übrigen Mitglieder der 
Schulverbandsversammlung (Schulverbandsräte) sind ehrenamtlich tätig. Die Tätigkeit der 
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Schulverbandsräte erstreckt sich auf die Mitwirkung bei den Beratungen und Entscheidungen der 
Schulverbandsversammlung sowie des Rechnungsprüfungsausschusses. Außerdem können 
einzelnen Mitgliedern besondere Verwaltungs- und Überwachungsbefugnisse nach näherer 
Vorschrift der Geschäftsordnung übertragen werden. 
 

(2) Die Mitglieder der Schulverbandsversammlung, die der Schulverbandsversammlung kraft 
Amtes angehören, das sind die ersten Bürgermeister der am Schulverband beteiligten Gemeinden, 
haben nur Anspruch auf Ersatz ihrer Auslagen, soweit sie nicht Schulverbandsvorsitzender oder 
dessen Stellvertreter sind. 
 

(3) Der Schulverbandsvorsitzende erhält für seine Tätigkeit ein Sitzungsgeld für jede Sitzung in 
Höhe von 30,00 Euro. Eine weitergehende Aufwandsentschädigung wird nicht gewährt. 
Der Stellvertreter des Schulverbandsvorsitzenden erhält für seine Tätigkeit jeweils im 
Vertretungsfall ein Sitzungsgeld für jede Sitzung in Höhe von 30,00 Euro. Eine weitergehende 
Aufwandsentschädigung wird nicht gewährt. 
 

(4) Die übrigen Mitglieder der Schulverbandsversammlung erhalten für ihre Tätigkeit ein 
Sitzungsgeld für die notwendige Teilnahme an Sitzungen der Schulverbandsversammlung oder 
eines Ausschusses für jede Sitzung in Höhe von 30,00 Euro. 
 

(5) Die Mitglieder der Schulverbandsversammlung erhalten ferner  
a) für auswärtige Tätigkeit Reisekostenvergütung nach den für die Beamten des Freistaats 

Bayern geltenden Rechtsvorschriften; als Dienstreise gilt nicht der Weg zu den Sitzungen der 
Schulverbandsversammlung, die an dem üblichen Sitzungsort, insbesondere an dem in § 15 
Abs. 2 der Geschäftsordnung des Schulverbands genannten Ort stattfinden; 

b) wenn sie Angestellte oder Arbeiter sind, Entschädigung für den nachgewiesenen 
Verdienstausfall; 

c) wenn sie selbstständig Tätige sind, für den entstandenen Verdienstausfall einen Pauschalsatz 
für jede angefangene Stunde Sitzungsdauer, soweit die Sitzungen nicht in der Zeit nach 19.00 
Uhr oder an Samstagen, Sonntagen oder gesetzlichen Feiertagen stattfinden, in Höhe von 
20,00 Euro; 

d) wenn sie keine Ersatzansprüche nach Buchstaben a), b) und c) haben, wenn ihnen jedoch im 
beruflichen oder häuslichen Bereich ein Nachteil entsteht, der in der Regel nur durch das 
Nachholen versäumter Arbeit oder die Inanspruchnahme einer Hilfskraft ausgeglichen werden 
kann, ein Pauschalsatz unter den in Buchstabe c) genannten Voraussetzungen in Höhe von 
20,00 Euro. Ob die vorstehend genannten Voraussetzungen vorliegen, entscheidet die 
Schulverbandsversammlung unter Ausschluss des Betroffenen. 

 

(6) Die Entschädigungsleistungen nach Abs. 5 werden nur auf Antrag gewährt. 
 

(7) Etwaige Ablieferungspflichten nach Art. 30 Abs. 2 Satz 3 KommZG und Art. 20a Abs. 4 GO 
sind erfüllt, wenn die Ablieferung gegenüber der Gemeinde erfolgt, in der das Mitglied der 
Schulverbandsversammlung ein kommunalpolitisches Ehrenamt ausübt. 
 

§ 5 
Finanzbedarf 

Der Finanzbedarf des Schulverbands wird durch Umlagen bei den Mitgliedsgemeinden gemäß Art. 
9 Abs. 5 Satz 1 BaySchFG aufgebracht. Der Gesamtbetrag der Schulverbandsumlage ist mit je 
einem Viertel des Jahresbetrages am 25.01., 25.04., 25.07. und 25.10. des Haushaltsjahres zur 
Zahlung fällig. 
 

§ 6 
Rechnungsprüfung 

(1) Die Prüfung der Jahresrechnung obliegt dem Rechnungsprüfungsausschuss. 
 

(2) Der Rechnungsprüfungsausschuss besteht aus drei Mitgliedern, die die Schulverbands-
versammlung aus ihrer Mitte bestellt. Die Schulverbandsversammlung bestimmt ein 
Ausschussmitglied zum Vorsitzenden. 
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§ 7 
Ausscheiden von Mitgliedern 

Scheidet infolge der Veränderung des Schulsprengels ein Verbandsmitglied aus dem 
Schulverband aus, so findet keine Vermögensauseinandersetzung zwischen dem Schulverband 
und dem ausscheidenden Verbandsmitglied statt (Art. 47 Abs. 6 Satz 1 KommZG). 
 

§ 8 
Inkrafttreten 

(1) Die Satzung tritt am 01.05.2020 in Kraft. 
 

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung zur Regelung von Fragen der Verfassung des Schulverbandes 
vom 27.06.2014 außer Kraft. 
 
 
Geisenhausen, 18.06.2020 
Gez. 
Schulverbandsvorsitzender 
 
(Nr. 20-0280.1 vom 26.06.2020) 
 
 
 
 
 
Landshut, den 02.07.2020 
Landratsamt 
 
gez. 
Dreier 
Landrat 


